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Was ist der ,,Mikrozensus"?

Der Mikrozensus ist eine amtliche Haushaltsbefragung, mit der ins-
besondere wichtige Ergebnisse über die wirtschafttiche und soziale
Lebenslage der Bevölkerung ermittelt werden. Dazu werden die Anga-
ben von Haushalten, also der Bürger selbst, die wie Sie in reprä-
sentativ ausgewäh1ten Zählbezirken wohnen, benötigt. Qhne Ihre Mit-
hilfe ist es nicht möqlich, ein uverlässiqes Bitd der Lebens'lyer-
hältnisse in unser Land zu erhalten. Wir bitten Sie daher um
Ihre Mitarbeit

Nur mit HiIfe einer zuverlässigen Statistik, die wie beim Mikro-
zensus aus der Summe der Angaben aller Befragten gewonnen wird,
können z.B. gezielte staatliche Maßnahmen für die Bürger - mit
Wirkung für den Einzelnen oder die Famitie: vorbereitet werden.

Der Mikrozensus hat sich als amtliche Repräsentativstatistik
(Stichprobe) bereits 1 957 bewährt da mrt rnm lahrlrch
schnelI, kostensparend und ausreichend genau die wichtigsten
Veränderungen der bevölkerungs- und erwerbsstatistischen Daten
ermittelt werden können. Der Mikrozensus hat sich damit zu einer
für Parlament, Regierung, Verwaltung, Wissenschaft untl öffent-
Iichkeit in Bund und Ländern unverzichtbaren fnformationsquelle
e ntwi ckel t .

Beispiele dafür, welchen Zwecken der Mikrozensus dient, finden
Sie auf den Seiten 11 ff.

Warum werden gende Sie befragt?

Für das Jahr 1987 sind nach einer objektiven, mathematisch-sta-
tistischen Zufallsauswahl aus clen etwas mehr als 25 Millionen
Haushalten 250 000 Haushalte ausgewählt worden. Darunter befindet
sich auch Ihr Haushalt. crundlage der Zu'fallsauswahl ist das be-
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r.rohnte Bundesgebiet; es wird in Flächen mit etvra gleich 9roßer
Bev6lkerungszahl (20 bis 30 Haushalte) eingeteilt. Von diesen
Flächen (Auswahleinheiten) werden dann 1 t mit Hilfe von ZufalIs-
zahlen auf Landes- und Regierungsbezirksebene in einem vollautoma-
tischen Verfahren ermittelt.,Iede Erhebungseinheit (Personen, Haus-
halte, wohnungen) hat dabei die gleiche chänce (Wahrscheinlichkeit),
ausgewählt zu werden.

Die Zufallsauswahl erfolgt nicht - wie es ihr Name vielleicht nahe-
legt - willkürlich, sondern nach strengen mathematisch-statistischen
Regeln. zu die6en Regeln gehört, daß die einmal getroffene Auswahl-
anordnung eingehalten wird. Deshalb kann, ein ausgewählter Haushalt
nicht g.egen einen anderen ausgetauscht werden.

In alen ausgewählten Flächen werden die Erhebungen in vier aufeinan-
derfolgenden Jahren durchgeführt. Die maxinial mögliche viermalige
Befragung der gleichen Einheiten gewährleistet einen hohen Genauig-
keitsgrad der Ergebnisse für die Berichtswoche des jeweiligLen Jahres
untl der Veränilerungen von Jahr zu Jahr.

Aufgrund welcher ßechtsgrundlage wird befragt?

Dle amtliche Stati6tik führt statistische Eihebungen nur dann clurch,
wenn sie durch Gesetz ocler andere Rechtsvorschriften angeordnet sind.
Die Rechtsgrundlage für tleh Mikrozensus uncl somit für Ihre Befragung
ist ilas ncesetz zur Durchführung einer Repräsentativstatistik über
die BevöIkerung und den Arbeitsmarkt' (Mikrozensusgesetz) vorn 10.
Juni 1985 (BcB1. I S. 955) und die dazu erlassene Mikrozensusver-
ordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI". I S. 967) sowie die Erste Verordnung
zur Iindlerung der uikrozensusverordnung vom 21. April 1986 (BGBI. I
S. t1,36) in verbindung mit clem Gesetz über tlie statistik für Bundes-
zwecke (Bundesstatistikgesetz) vom 22. ,Tanuar 1987 (BGBl. I S. 4621,
Das Mikrozensusgesetz und die dazu erlassene verordnung und Äncle-
rungsverortlnung sowie einen Auszug aus dem Bundesstatistikgesetz
finden Sie am Ende dieser Broschüre.
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Sind Sie zur Auskunft verpflichtet?

sind sie volljährig oder führen Sie als minderjährige Person einen
eigenen tlaushalt, so sind Sie nach S 9 Mikrozensusgesetz in Verbin-
dung mit § '15 BundesstatistikgeseLz zar wahrheitsgemäßen und voll-
ständigen Beantwortung der Fragen verpflichtet. Darüber hinaus sind
Sie auch zur Auskunft für minderjährige oder behinderte Mitglieder
Ihres Haushalts verpflichtet. Benennt jedoch das behinderte Haus-
haltsmitglied eine andere Person seines Vertrauens. so wird diese
mit der Auskunftserteilung beauftragt (siehe auch § 9 Mikrozensus-
gesetz )

Eine Befreiung von der Auskunftspflicht, egal aus welihen Gründen
(2.8, Alter oder Krankheit), ist nicht möglich, da ansonsten tlie
qenauigkeit der Ergebnisse sinkt und dadurch der zweck des Mikro-
zensus nicht mehr erreicht werden kann. cerade bei einer Stichprobe
kann schon der AusfalI weniger Haushalte die cesamtergebnisse in
ihrer Genauigkeit wesentli6h beeinträchtigenl ).

Welche Auskünfte können Sie freiwillig erteilen?

Die Beantwortung der Fragen zu den Urlaubs- und Erholungsreisen
1986/87 (grüner Zusatzbogen) untl die Angabe des Eheschließungs-
jahres sind f r e i w i I I i g Dies gilt auch für die An-
gabe der Telefonnummer (s. § 9 Mikrozensusgesetz).

Wir bitten Sie, uns dennoch diese Auskünfte zu geben. Bedenken
Sie, daß Sie nit der Beantwortung der Fragen zu den Urlaubs- und

1 ) Wer seiner Auskunftspflicht nicht nachkommt, handelt ordnungs-
widrig, Nach'§ 23 del Bundesstatistikgesetzes kann die Orttnüngs-
widrigkeit mit einer Geldbuße geahndet werden.
9üiderspruch unal Anfechtungsklage gegen ilie Aufforclerung zur
Auskunftserteilung haben keine aufschiebende lVirkung (§ 9
Absatz 3 Mikrozensusgesetz).
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Erholungsreisen einen kleinen, aber sehr wichtigen Beitrag zum Ge-
smtbild der Urlaubs- und Erholungsreisen und deren wirtschaftlicher
Bedeutung' liefern.

Wer sind die lnteruiewer?

Es werden Interviewer eingesetzt, um Ihnen das AusfüIIen der Frage-
bogen zu erleichtern. Sie sind in der Lage, in relativ kurzer zeit
die Eragebogen auszufüllen. Dmit entfällt für Sie diese häufig als
mühevolI und zeitaufwendig empfundene Arbeit.

Der Interviewer ist eine Vertrauensperson, die Ihnen mit Rat und
Tat zur Seite steht. Er ist ein Beauftragter des Statistischen
Landesmtes; er wird sich durch seinen Interviewer-Ausweis in Ver-
bindung mit seinem Personalausweis ausweisen.

Haben §ie keine Scheu, den Intervielrer w Hilfe zu bitten. Er ist
ebenso wie aIle anderen Mitarbeiter, die im Statistischen Landesamt
oder im Statistischen Bundesamt mit dem Mikrozensus zu tun haben,
zur absoluten Verschwiegenheit'verpflichtet (S I Mikrozensusgesetz,
S 15 Absatz i Bundesstatistikgesetz) und vom Statistischen Landes-
amt .mit. besonderer Sorgfa.l-t ausgewählt.worden. Es wird kein Inter-
viewer eingesetzt, bei dem ein Interessenkonflikt aufgrund seiner
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit denkbar wäre. Ebenso wird
kein Interviewer eingesetzt, der in unmittelbarer Nachbarschaft
Ihres wohngebietes wohnt.

Interviewer dürfen aus der Interviewertätigkeit gewonnene Erkennt-
nisse nicht in anderen Verfahren oder für andere Zwecke verwenden.
Sollten Sie dennoch Bedenken gegen eine offenlegung der erforder-
lichen Angaben gegenüber dem Interviewer haben, so geben Sie lhre
schriftlichen Angaben in einem verschlossenen Umschlag ab (siehe
auch §S I und 10 Mikrozensusgesetz).

I



5-

Wie können Sie Auskunfit erteilen ?

Sie können entweder dem Interviewer Auskunft erteilen (der Inter-
viewer hält dann Ihre Antworten im Fragebogen fest) oder Sie füI1en
den Fragebogen selbst aus. Der erste Weg hat sich als der schnellste
und sicherste erwiesen, da die Interviewer mit dem Fragebogen ver-
traut sind. Wenn Sie jecloch die Fragebogen fieber selbst ausfüllen
woIlen, so erhalten Sie vom Interviewer bzw. vom Statistischen Lan-
desamt die erforderlichen Fragebogen und Unterlagen. Bei einer Über-
sendung der selbst ausgefüllten Fragebogen an das.statistische Lan-
desamt geben Sie bitte auf dem ausreichend frankierten Umschlag das
Kennwort 'rMikrozensus" sowie Ihren Vor- und Familiennamen und Ihre
Anschrift (Gemeinde, Straße, Hausnummer) an.

Berücksichtigen Sie aber bitte, daß Sie - auch bei SelbstausfüI-
lung - verpflichtet sind, dem Interviewer gegenüber die Zahl der
Haushalte in der Wohnung, die der Personen im Haushalt und Ihren
Vor- und Familiennamen anzugeben. Nur so ist eine ordnungsgemäße
Durchführung der Erhebung mög1ich.

Die Fragebogen sind so gestaltet, daß Sie jeweit; gemeinsan mit an-
deren Haushaltsmitgliedern die Fragen beantworten können. Dieser Weg
hat sich als besonders vorteilhaft erlviesen. Es steht Ihnen jedoch
frei, Ihre Angaben zu den Fragen für sich allein auf einem eigenen
Bogen zu machen (siehe § 10 Abs. 3 Mikrozensusgesetz).

Welche Fragen wetden an Sie gestellt?
Der Mikrozensus beinhaltet Erhebungsmerkmale, d.h. Merkmale über
persönliche und sachriche verhärtnisse, clie zur statistischen ver-
wendung bestimmt sind, sowie Hilfsmerkmale, die für clie praktische
Durchführung der Stichprobe erforderlich sind.
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In diesem Jahr bitten wir Sie, für die Berichtswoche 23. bis 29.
Ylärz 1987 zu den Erhebungsmerkmalen folgender Bereiche Angaben
zu machen:

Im crundbogen (ErhebungsListe) insbesondere

zur Person (Geschlecht, A1ter, Familienstand, Staatsangehörig-
keit )

zu Art uncl Umfang der Beteiligung am Erwerbsleben' zum ausge-
übten Beruf und zu, anderen Tätigkeitsmerkmalen
zu den QueIIen des Lebensunterhalts
zur Kranken- und Rentenversicherung
zur Aus- und Weiterbildung

(§ 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4, Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 Mikrozensusgesetz)

Für diese Fragen besteht Auskunftspflicht.

In dlem blauen Ergänzungsbogen

-.. zur wohnsituation (2.8. Größe, Ausstattung und Baujahr der
wohnung, Bezugsjahr, Miete)
(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 Mikrozensusgesetz)

Für dliese Fragen besteht ebenfalls Auskunftspflicht,

In dem grünen Ergänzungsbogen (betrifft nur 0,1 t der Haushalte)

zu Urlaubs- und Erholungsreisen 1986/87 (2.8. Art, Anzahl
und ZieI
art )

(S 5 Abs

der Reisen, benutzte Verkehrsmittel und Unterkunfts-

1 Nr. 5 Mikrozensusgesetz)

Die Beantlrortung dlieser Fragen ist freiwillig

Die in den Erhebungspapieren enthaltenen Fragen unil Antwortmöglich-
keiten sind in der Mikrozensusverordnung detailliert vorgeschrieben
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Warum Name und Anschrift?
Der Grundbogen des Mikrozensus kann nicht ohne Namensangabe der zum
Haushart gehörenden Personen auskommen. Die auf ihm erfaßten Namen
sind Hilfsmerkmale' !'rerden jedoch weder verschrüssert noch auf ma-
schinelle Datenträger übernommen. Die Angaben dienen Iediglich dazu,
daß der Interviewer bzw. Sie als Befragter während des AusfüIlens
der Erhebungsliste die personen und die einzutragenden Angaben nicht
vervrechseln - also ein Hilfsmittel auch für Sie selbst - und daß
weiterhin das statistische Landesamt bei fehrenden oder widersprüch-
lichen Angaben einzelner personen Rückfragen stellen kann. Vor der
Übernahne der Erhebungsmerkmare auf die für die maschinelre lveiter-
verarbeitung bestimmten Datenträ9er wird die Namensleiste von dem
Grundbogen abletrennt und vernichtet. Dies girt auch für den Namen
Ihrer Arbeitsstätte, der ebenfalls nur ein Hiffsmerkmal ist.

Im Interesse einer hohen Ergebnisqualität, d.h. zur vo11ständigen
und richtigen Erfassung der ausgewähLten Erhebungseinheiten sowie
zur Durchführung von Rückfragen bei Unklarheiten hat der Inter_
viewer einige gesetzlich geregelte organisatorische Aufgaben zu
erfüIlen (s. § 8 Mikrozensusgesetz), indem er für den von itm zu
bearbeitenden Auswahlbezirk eine verteirungsriste und für jeden dort
wohnenden Haushalt jeweils einen Haushaltsmantelbogen anlegt und
darin a1s Hilfsmerkmale (s. S 6 Mikrozensusgesetz) Vor- unal Fami_
Iienname aler Haushaltsmitglieder, Telefonnummer, Straße, Hausnummer,
Lage der wohnung im Gebäude sowie vor- und Famiriennane des woh-
nungsinhabers einträgt. Diese Hirfsmerkmare werden aber frühzeitig
von den Erhebungsmerkmalen getrennt - und zwar bevor die Erhebungs_
merkmale auf maschinelle Datenträger übernommen werden _ gesondert
aufbewahrt und nach spätestens vier Jahren vernichtet. Name und
Anschrift können lediglich für mögliche Folgebefragungen (s 1 l
Abs. 4 Mikrozensusgesetz) verwendet werden-
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Was geschieht mit lhren Angaben ?

Im Statistischen Landesamt werden Ihre Angaben von Namen und An-
schrift - also die Erhebungsmerkmale von den Hilfsmerkmalen - ge-
trennt. tlur die Erhebungsmerkmale werden in Zahlen umgesetzt und auf
einen maschinellen Datenträger gebracht, der Nmen und Anschrift
nicht enthäIt.

Für die Befragung und die Aufbereitung Ihrer Angaben sind laufende
Nummern und ordnungsnummern, die der Herstellung des Haushalts-,
wohnungs- und Gebäudezusammenhangs dienen. erforderLich (2.8. Lfd-
Nummer des Haushalts im Auswahlbezirk, Lfd. Nr. der wohnung ini Ge-

bäude, Lfd. Nr. des Gebäudes im Auswahlbezirk). Diese Nummern ent-
halten keine über die Erhebungs- untl Hilfsmerkmale hinausgehenden
Angaben. sie werden mit Ausnahme der Aus\^,ahlbezirksnumner auf den
maschinellen Datenträ9ern gelöscht. sobald der Gebäude-, Wohnungs-

und Haushaltszusammenhang fehlerfrei von dem statistischen Landesamt
hergestellt ist. Sie werden durch andere, verfremdete Nummern er-
setzt, die keinen Rückgriff auf identifizierende Hilfsmerkmale und

Ordnungsnummern mehr ermöglichen; nur dadurch können die gefundenen
Zusammenhänge, clie für statistische Auswertungen insbesondere auf
Familien- und Haushaltsebene erforclerlich sind, erhalten werden.
Nach Abschluß der letzten der vier Erhebungen, die in einem Auswahl-
bezirk durchgeführt werden, wird auch die Auswahlbezirksnummer ge-
löscht (s. § 11 Mikrozensusgesetz).

Der computer wertet die Befragungsdaten aus. Das Gesamtergebnis
und die Ergebnisse von Teilgruppen werden in Tabellenform ausge-
druckt bzw. aIs Schaubild dargestellt.

In jedem FaIl gilt: Sie können absolut sicher sein, daß ein nück-
schluß auf Ihre Person nicht möglich ist. Ihre Angaben sind als
kleiner Mosaikstein in der Gesamtaussage nicht erkennbar' Identi-
fikationsangaben oder Personennummern, die eine Zuordnung eines
Datensatzes zu Ihrer Person ermö91ichen könnten, gibt es nicht.
Veröffentlicht oder Dritten zur Verfügung gestellt werden nur sta-
tistiken, also die zusammengefaßten Angaben mehrerer Personenf
beispielsweise in Tabellenform.
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Anteil der Erwer bspe rsonen an 100 Männern bzw Frauen der

Alter von
unter ..

ewe I

., bis
Jahren

'l 5 - 20 .....
20 - 25 .....
25 - 30 ,....
30 - 35 .....
35 - 40 .....
40 - 45 .....
45 - 50 .....
50 - 55 .....
55 - 60 .....60 - 55 .....
65 - 70 .....
70 u. mehr ..
Z u samme n(15 u. mehr)

AIte r s

z u samme n

71,5 41 ,7

47,9
80, 1

87 ,9
95 ,4
97,7
9? ,6
96,6
93 ,2
79 ,1
33,0
8r8
4,2

41 ,9
73,8
67 ,0
51 ,6
61,9
61 ,6
57 ,1
50 ,2
37 r8l0,g
3r5
1,7

51 ,4
64,7
58 ,2
54,9
56 ,6
5e ,l
52 ,4
45,3
31 ,7
9,4
3r5
2r1

71,
81,
82,
86,
85,
78,
63,
45,
11,
3,
1,

r n E r ten

Weiblich

Ergebnis des Mikrozensus 1985

41 ,
77,
84,
90,
91 ,

7
6
5
4
7
7
7
1

7

ö
I

42 ,5

verw.
sch.

21 ,3

7
4
9
6
2
3
5
8
4
2
2

89
85
84
75
19

6
3

8EVÖLKERUNG I975 gIS I982 UNO I985 NACH ÜBERWIEGEruOCM LEgEHSUTTERXALT I}
E.gebni!e des Mikrozenrur 1975 b,§ t982 und t985

., m Nhenrbsenseldt -hnte
r@

58,8

U Rente !^d dst.

Q aoeercaee

Uberwiegender L€Ensunre.halr durch

%üwetbstatiskei

6o

20

MännI ich
zusammen led ig ve r-heiratet

1975 16 77 78 79 80 8l 82 85

l, Fur 1983 und 19E4 li.g.n k.'.o Ang.b.. rum üb.sr+nd.n L.b.nE.r.ö.tr vor.
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Wie wird der Datenschutz gewährleistet?

Es gehört zum Selbstverständnis der amtlichen statistik, daß dem

Datenschutz in einer Weise Rechnung getragen wird, die über das all-
gemeine Datenschutzgesetz hinausgeht. Nach § I 6 Bundesstatistikge-
setz werden ilie für den t'likrozensus erhobenen Einzelangaben ohne

Ausnahne geheimgehalten. Die in § 15 Abs- 3 bis 6 Bunclesstatistik-
gesetz enthaltenen weiterleitungsmöglichkeiten f inden ke ine Anwen-

dung. Die Einzelangaben dürfen nur'für statistische zwecke verwendet
werden. Eine Verwendung für andere zr'recke und insbesondere jede Ver-
wendung der aus Ihren Einzelangaben gewonnenen Erkenntnisse zu Maß-

nahmen gegen sie ist ausgeschlossen. Auch die weitergabe Ihrer EinzeI-
angaben an Dritte ist untersagt.

zur Sicherung iles Datenschutzes enthäIt § 1 1 Mikrozensusgesetz dar-
über hinaus Trennungs- und Löschungspftichten- Hierzu gehört die
frühzeitige Trennung cler einen Personenbezug vermittelnden HiIfs-
rnerkmale von den Erhebungsmerkmalen und die gesonderte Aufbewahrung

Al,le Fragebogen unal Hilf spapiere einschließIich der HiIf sme rkmale
werden unverzüglich vernichtet, sobald sie für die ErfüIlung der
statistischen Aufgaben des Mikrozensus nicht mehr benöti9t werden,
spätestens vier Jahre nach Durchführung dieser Erhebung (s' § 11

Abs. 2 tlikrozensusgesetz). üUri9 bleibt ein aus ziffe.o bestehen-
aler Datensatz auf einem maschinellen Datenträger, cler weder Name

noch Anschrift enthätt. Weilerhin verbietet § 15 des Mikrozensus-
gesetzes ausdrücklich eine Reidentifizierung, cl.h. Merkmale dürfen
nicht mit dlem Ziel zusannengeführt werden, einen Personenbezug
außerhalb cler statistischen Aufgabenstellung cles Mikrozensusge-
setzes herzustellen,

Bereits bei der vorbereitung des Mikrozensusgesetzes 1985, däs

die Rechtsgrunallage für diese Befragung ist, sind auch die Bun-

des- und Landesbeauftragten für Datenschutz eingeschaltet worilen
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Welchen Zwecken dient der Mikrozensus 1987 ?

Der Mikrozensus ist eine I,te h r zwec k stichprobe, d.h. dieerhobenen Daten
beziehen sich auf viere sachbereiche und dienen dmi! zugleich vielen zwecken. wie
uns tagtä91ich viele Anforderungen von parlment, Regierung, Verwaltung, Wissen-
schaft und öffentLichkeit zeigen, werden die Ergebnisse des Mikrozensus a1s crund-
rage vierfältiger Maßnahnen unal Entscheidungen verwendet. Auf einige zsecke wollen
wir sie in folgenden aufnerksam nachen.

Bevölkerung, Haushalte, Familien
z.B. : Haushaltsgröße Von je her werden in Mikrozensus Merk-

nale wie Alter, Geschlecht uDd Fami-
Iienstad, Angaben zun H a u s -
halt undzur Familie,
aber auch Angaben zun Wohnsitz (Haupt-
oder Nebenwohnung) untersucht. Diese
Angaben bilden den Grundstock von Da-
ten über die Be vö I k e r u n 9.
Sie sind notwendig, um die gegenwär-
tige Struktur und räumliche verteilung

Zxeipenmen-
haushalte

Einpenmen-
haushalie

29,8 i

i{:ushalte mit 3 orier nehr Personen

der Bevölkerung feststellen und die
zukünftige Entwicklung in Bunal und Ländern abschätzen zu können, die für viele po-
litische Bereiche (2.8. die Bildungs-, eeschäftigungs- und Rentenpolitik) von Be-
deutung ist. Die BevöIkerungsdaten können nit den weiteren in l,likrozensus erhobe-
nen Angaben auf vielfäItige l{eise verknüpft werden, so daß Zusmmenhänge zwischen
bevöIkerungs- und sonstigen, z.B. erwerbsstatistischen, Merknalen untersucht wer-
den können. Der Mikrozensus ist dilit die einzige OueIIe, die für Maßnahmen im Be-
reich der Fmilienpolitik (2.B. HiIfen für Jugendliche in Ausbildung, für ältere.
Mitbürger, für ausländische Bürger-, für junge Familien) für alIe Haushalte in der
Bundesrepublik statistisch vielfäItige Ergebnisse zur verfügung stellt.

Betoiligung am Erwerbsleben
z.B. ErwerbstätigkeiL der Frauen 1985

(15 bis unter 55 Jahre)

"1il ft
ffi

4[4il{nä-g AA'e9-. A 'e. 2o

"? o*1

it
1lt

t«

a,

nach F.nilienstald nach Aller

Einen zweiten Schwerpunkt deE laufen-
den Mikrozensuserhebungen bildet die
Untersuchung der E r w e r b s t ä -
t i g k e i t, Angesichts der der-
zelt igen Arbeitsmarktsituation sind
zuverlässige Daten über Strukturen
und Entwicklung im Bereich der Be-
schäftigung und E r w e r b s I o -
s i 9 k e i t als Ausgagsmaterial

/nfnfnA
'irI1'ü'!lf ilB"o-66r-t Lbc2 c26ä 44
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für arbeitsnarkt- und beschäftigungspolitische Maßnatmen von zentraler Bedeutung.
AIs Datenbasis konnt in diesem zusmmenhang den Mikrozensus eine ganz besonalere

Bedeutung zu, die insbesonalere aus cler Kontinuität der Ergebnisse, der Flexibili-
tät des Erhebungsprograms und tler Aktuatität seiner Ergebnisse resultiert. Er ist
in tlen Jahren zHischen den volks- und Berufszählungen die einzige Quelle für die
unfassende Darstetlung der Erwerbssituation der BevöIkerung. da u.a. Angaben über

Art und Unfang der Erwerbsbetelligung, der.Arbeitslosigkeit und der Arbeitsuche
der einbezogenen Perrcnen gleichzeitig ermittelt werden, Neben der sozio-ökonmi-
schen struktur der Bevölkerung werden auch Daten zur wöchentlichen Arbeitszeit untl

zur wirtschaftsfachlichen Gliederung der Erwerbstätigen erhoben. Durch die verbin-
dung erwerbs- und bevöIkerungastatistischer Daten kann der Mikrozensus auch alie

Basia für die vorausschätzung der zukünftigen Beschäftigtenzahl bilden. Arbeitsbe-
schaffungsprogrffie untl andere arbeitsmarkt- und sozialpolitische llaßnatunen ba-
sieren auf diesen Ergebnissen.

ouellen des Lebensunterhalts

z.B.: Ouellen des überwiegenden Lebens- Die guellen des überwiegenden L e -
unterhalts 1985

411 371
duch EruüslSliit.il durch An$iö,ia! durci

bensunterhalts unddas
Einkomen sind weitere Merkmale, die
laufentl in Mikrozensus ermittelt wer-
den. Angaben dieser Art sind notwen-
dig, un eine differenzierte Analyse
der wirtschaftlichen verhältnisse.
nicht nur der Erwerbstätigen, sondern

auch der Rentner unil anderer Bevölke-
rungsgruppen, vornehmen zu können, wo-

bei auch der Eaushalta- und Fmitienzusmnenhang von BedeuEung i6t. Für einkom-

mens- und versorgungapolitische Maßnahnen weralen diese Daten ebenso benötigt wie
z.B. auch für die Klndergeldgesetzgebung und Überlegungen zur steuerlichen Entla-
6tung der Bevölkerung.

Soziale Sicherung

z.B. KrankenversichertE in Juni 1985 Fragen der sozialen Sicherung

?72V1 näantich fl weibl ich
-Kranken- und Ren-
t e'n r e r s i c h e r u n 9 -
sind nicht nur für die Erwerbstätigen
in der Bevölkerung, sondern auch für
Nichterwerbstätige, die Ansprüche an

das System der 6ozialen Sicberung er-
worben. haben, bedeutsm. Der Mikro-
zensus emö91icht deshalb Aussagen

Pllichtvasich.rt.
Qr3 X
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Über die bestehenden versicherungsformen für alle Bevöfkerungsgruppen. Die Fragen
zur vorsorge in der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Krankenversicherung
werden seiE 1957 ständi9 gesteIIt. Sie haben vielfach bereits zur Vorbereitung ge-
setzgeberischer Maßnahnen auf diesem cebiet (2.B. Vorruhes!andsregelung, Einfüh-
rung der flexiblen Alter69renze, jährliche Rentenanpassung) beigetragen. Die vm
Mikrozensus a).s einzi.ger Quelle geLieferten fililienbezogenen Daten zur Erwerbs-
tätigkeit und zur Rentenversicherung sind in Rahmen der Finanzierung der sozial,en
Sicherheit von besonderer Bedeutung. Die entsprechenden MikrozensuE-Angaben eerden
u.a. für den jährlichen RentenanlEssungsbericht herangezogen. In Hinblick auf die
Krankenversicherung liefert der Mikrozensus auch Angaben über die privat und atie
nicht versicherten Personen und ermöglicht sonit in diesem Bereich eine cesilt-
übersicht über den Versicherungsschutz.

Aus- und Weiierbildung
z.B. : Erwerbstätiqe 1985 Neben den bisher genannten Merkmalen

bzw. Tatbeständen, die jährlich erho-
ben werden, gibt es im Mikrozensus
auch Tatbestände, die in mehrjährigen
Abständen erhoben werden. So werden
alle zwei Jahre Fragen zu den b e -
ruf lichen Verhä1t-
nissen undder Aus- und
We i t e r b i 1dun9 gestellt,

die sozialpolitisch von großer Bedeutung sind. Der berufliche Strukturwandel kann
anhand aler von den Erwerbstätigen ausgeübten Tätigkeiten beobachtet werden. Anga-
ben dieser Art sind äußer€t wichtig für die Fragen tler Fortbildung unal der Um-

schulung von Arbeitskräften, die als Folgen des technischen Fortschritts und des
Strukturwandels der wirtschaft aufgeworfen werden, sowie der beruflichen Einglie-
derung von Problemgruppen. Die Angaben zu den Fragen nach der Aus- und Weiterbil-
dung ernögtichen - zusilnen nit den analeren MikrozensusergebniEsen - eine verbes-
serte Schätzung des gegenwärtigen Standes und des Ausbaubedarfs in bestimnt.en Be-
reichen des Bildungswesens und bilden sonit eine wichtige Voraussetzung für eine
wirksame Bildungsplaoung. In Verbindung nit den Angaben zur Erwerbsbeteiligung
Iiefern diese Daten eine Übersicht über die Üuergänge und zusilnenhänge zwischen
dem Ausbildungs- unal tlen Beschäftigungssystem.

1A



Lebensverhältnisse der Ausländer
z.B. I

Altersaufbau
der deutschen
und ausländi-
schen BevöI-

Angesichts der großen zahl der in der
Bundesrepublik lebenden A u s -
I ä n d e r konnt der Untersuchung
ihrer Lebensverhältnisse, auch in
Haushalts- und Filil ienzusilmenhang ,
beEondere Bedeutung zu. Entsprechende
Fragen über die Aufenthaltsdauer und

die in Auslad lebenden Fililienange-
hörigen enthält der MikrozenEus aIIe

zwei Jahre seit 1985. Sie dienen z.B. als crundlage für globale Maßnahnen znr Ver-
besserung der Integration und zur Unterstützung bei Rückkehrabsicht.

Wohnsituation
z.B.: Beheizung der Wohneinhelten 1982 Im gleichen Zeitabstand (1985, t9B7

nlt olt 0fsnhal2ung

usw.) werden auch gebäude- und woh-
nungsslatistische Fragen gestellt.
Diese trragen dienen der wohnungspoli-
tik, deren Aufgabe es ist, nit dafür
Sorge zu tragen, daß die Bevölkeritng
qualitativ und quantitativ befriedi-
gend sohnt. Beaonderheiten des Woh-

nungsbaus, wie eerhältnisnäßig lange
Bauzeiten und Ortsgebundenheit aler Elohnung, erhöhen die Gefahr von Fehlinvesti-
tionen, z.B. den Bau von wohnungen, dle keiner nieten oder kaufen wilt. von daher
nuß alie Plilung in wohnungsbau von zeit zu zeit überprüft unal ggf. der wohnungs-
baupolitische Kurs neu abgesteckt und korrigiert werden, Olese überprüfung 9e-
schieht jeweils anhänd neuerer statistischer Zahten, wie sie auch E[gebnis dieser
Befragung sind.

Die Ausatattung der Wohnung, die Anzaht der Räune, dle cröße einer Wohnung usw.,
all dles Bpiett z.B. bei der Ent8cheidung eines Mieters, eine bestimnte Wohnung

zu nleten, eine RoIIe.
Erst uenn die mit den wohnungapolitischen Aufgaben betrauten Stellen wissen, wel-
chen Wohnkonfort z.B. Alleinstehende, Verheiratete, Fanilien nit Klndern usw. tat-
Eächllch haben, Iassen sich Stärken und Schwächen in der Wohnungsversorgung in zu-
treffender weise aufzelgen. Erst dann lasaen slch sohnungEpolitische planungen
überprilfen.

Weiterhin liefert dle.Aufgliederung des wohnungsbeatandes eln Bild über die ver-
tellung von Wohnung6eigentun. Auf dieser Basie können eigentunsfördernde Maßnah-
nen gePlanE serden.

kerung 1985

ffil 65 Jahre u, a

ffi 18 bls t{ Jahre

ffl unler 18 Jahro
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z.B.: Mietbelastung der Haushalte 1982 Die Erfassung der Miete liefert in
diesem zusanmenhang GrundLagen für die
Entscheidung. ob die wohngeldleistun-
gen (2t6 Mrd. DM 1983) in ihrer Ge-

smtheit dem allgemeinen Entwicklungs-
stand des Einkommens und der Miete
noch angemessen sind oder ob sie ange-
paßt werden nüssen. Von der Kenntnis
der lrieten, u.a. aufgeschlüsselt nach

Ausstattung und Baualter der Wohnung,

hängt letztlich die künftige Benessung

der sichtigsten indiviiluellen Sozialleistung für das wohnen von rd. 2 MiI1. Haus-

halten ab. Darüber hinaus werden die Daten zur Erstellung von I'tietspiegeln und zur

Berechnung von vergleichsnieten herangezogen.

Reiseverkehr
z.B. Reisende imUrlaubs-und Erholungs- Der Re i s ev e r k eh r stellt

reiseverkehr 1 a2 einen gesanteirtschaftlichen unal 9e-
sel lschaf tspol it isch außerordentlich
wichtigen Tatbestand mit steigender
Bedeutung dar. Rd. 1,5 MiI1. Arbeits-
plätze hängen bei uns direkt oder in-
direkt vom Tourismus-ab. atlein für
Iängere Urlaubsreisen geben die Bun-

alesbürger jährlich weit mehr als
30 Mrd. DM aus. Eine laufende Beobach-

tung von Umfang und Struktur de§ Rei-

6l,I illll.

I'B 2,1%

severkehrs ist deshalb für Regierung und Parlilent unerläßIich. EntsPrechendes

zahlenmaterial dient dazu, die NotHendigkeit tplitischer Maßnahnen erkennen und

ihren Erfolg- beurteilen zu können. Hierzu zählen beispielsweise der Ausbau der

Tourismus-InfrasEruktur, der von Bund und Ländern jährlich mit Beträgen in Mi1-
Iionen-Höhe gefördert wirtl, die staffeluDg der Ferienternine und die Lenkung der

verkehrsströne, aber auch Maßnahnen zur verbesserung des Rechtsschutzes tler Tou-

risten wie das 1979 verabschiedete Reisevertragsgesetz.

49,S%
NichlBereist

t0,0 ,(
I Reise 2Reisen 3Reisen

1\7

ul
b1

lo llt 6r.? l! f

§!1. üh t! 7
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Gesetz
zur Durchführung einer Repräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)

Vom 1O. Juni 1985
(BGxr..r s.955r)

Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das lolgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zweck der Erhebung

(1 ) Über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt wird
in def, Jahren 1985 bis 1990 eine Bundesstatistik auf
repräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgef ührt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist 6s, statistische Anga-
b€n in tiefer lachlicher Gliederung über die Bevölke-
rungsstruktur, di€ wirtschattliche und sozlale Lage der
Bevölkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die
berutlicho Gllederung !nd Ausbildung der EMerbsbe-
völkerung sowie di6 Wohnverhältnisse bereitzustellen,
Di€ Ergebnisse sind Grundlage für politischa Entschei-
dungen in Bund und Ländern.

§2
ErhebunEseinheiten

(l) Erhebungseinh€iten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sle werden durch mathematische
Zufallsverfahren aul der Grundlage von FIächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlb€zlrk) ausge-
wählt.

(2) ln den Auswahlbezirken werden die Erhebungen in
bis zu viar aufeinanderfolgenden Jahren durchgelührt.
Jährlich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehenda Auswahl-
bezirke ersatzt.

(3) Enen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschatten. Wer allein wlrtschaftet,
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit mehr€ren
Wohnungen sind ln jeder ausgewählten Wohnung einsm
Haushalt zuzuordnen.

§3
Me?kmele

(1 ) 06r Mikrozensus erhebt Merkmale über persönll-
che und sachliche Verhältnisse, die zur statistischen
VeMendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, voöehaltllch der Regelung ln § 11 Abs. 4, der
0urchführung der Stichprobe dienen (Hillsmerkmale).

(2) Die Erhebungsmerkmale dürlen aut die für die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Oatenträ-
ger übernommen werden. Hillsmerkmale dürfen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesondertB
für die maschinelle Weiteßerarbeitung bestimmte
Oatenträger übernommen werden, soweit sie nach § 1 1

4b9.4 oder § 13 Abs.5 veruendet werden dürten.

§4
Ordnungsnummern

Die im Erhebungsverlahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhänge veruendeten Nummern
(Ordnungsnumm6rn) dürien auf die für die mäschinelle
Weiteryerarbeitung bestimmten Datenträger übernom-
men werden.0iese Nummern dürfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§s
Erhebungsmerkmale

(1) Folgende Erhebungsmerkmate werden jährlich
erfragt:
'1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-

nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Melde-
rechtsrahmengesetz); Zahl der Haushatte ln der
Wohnung und der PBrsonen im Haushalt: Wohnungs-
und Haushallszugehörigkeit sowie Famiilenzusam-
menhang (Zugehörigkeit der person zu einer
bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
halt: Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familiei Art
der V€ruandtschaft; Schwägerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalts): Veränderung der Haus_

. haltsgroße und -zusammenselzung seit der letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Bauatters-
grupp6 der erstmals in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht: Geburtsjahr und -monat;
Familienstand; Eheschtießungsjahr; Staatsangehö-
rigkeit

2.Eruerbslätigkeit, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeit;
Nichteruerbstätigk6it; Kind im Vorschulatter: Schü-
ler, Student;
a) für Erue.bstätige:

Regelmäßi9e oder gelegeniliche Tätigkeit: Vo[-
zeit- oder Teilzeittätigkeit Ursachen einschtieß-
lich der aöeitsmarktbezogenen Gründe für Teit-
zeittäligkeit; befristeter oder unbetristeter
Arbeitsvertrag; nomalerueisB geleistete

. wöchenlliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und talsächtich in der Berichtswoche
geleistete Aöeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen lür den Unterschied: Steltung im Beruf:
Wirtschaftsileig des Eetriebes: lür personen mit
einer zweiten Eruerbstätigkeil zusätzlich: Stel-
lung im Beruf; Wirlschatlszweig des Betriebes;
normalerueise geleistete wöchenfl iche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsächtich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen);
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b) für Arbeitslose und Arbeitsuchende:
Bezug von Aöeitslosengeld, -hiile: Art, Anlaß und
Dauer der Arbeitssuche; Art und Umlang dsr
gesuchten Tätigkeit; VerlÜgbarkeit tür eine neu€
Arbeitsstelle; GründB für di€ Nichtverrügbarkeit
(Krankheit, Ausbildung, besteheßde Tätigkeit uhd
andere Umstände);

c) fürNichteruerbsläti9€:
. lrühere Emeöstätigk€it Zeitpunkt sowle arbeits-

marktbezogene und anderg Beendlgungsgründe
türdle letzte Tätigkeit Wirlschattszweig und Stel-
lung im Berul der Ietzten Tätigkeit:

d) für Kinder im Vorschulaltsr
Besuch von Kindergärlen:

e) lür Schüler und Studenten:
Arl der besuchten SchulE oder Hochschule:

3. Art des überuiegendEn Lebensunterhalts (Eruerbs-
tätigkeit; Arbeilslosengeld, -hilfg; Rente, Pension;
Unterhalt durch Elt€rn, Ehegatlan od€r andere; sigs-
nes Vermögsn, Vermietung, Zinsen, Altentoil; Sozial'
hilfe: sonstlge Untsrstützungen); Art der öflentlichen
Flentsn. Pensionen unteroliederl nach oigonor oder
Wltwen-, Waisenrente, -pension (Aöeit€rßntenver-
sicherung; Kßappschatlliche Benl6nversicherung;
Angeslelllenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
opterrente: Unfallversicherung; Bente aus d6m Aus-
land; übrige ötlef,tlich€ Rente); Art der sonstig€n
ötfenllichEn und prlvaten Enkommen (Wohngeld:
Sozialhilfe: BAföG; sonstigo öffentlicho Unterstüt-
zung: Betriebsrente; AltentBil; eig€nes VBrmögen,
Znsen; Leistungen 8us der Lebensversichsrung;
VermiBtung, Verpachtung; prlvate Unterstüt ungen);
Höhe des monatlichen N€ttoeinkommens nach En-
kommensklassen ln sin6r Statlelung von mindestens
1 50 Deutsch€ Mark;

4. Zugehörigkeit zur gesetzlich€n Krankenversiche-
rung nach Kassenarlen, ZÜgehÖrigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowi6 sonstiger Anspruch aul
Krankenversorgung: Art d€s Versicherungsverhält-
nisses; zusätzlich$ privater KrankBnversicherun gs-
schut4 Art des Ve6ichsrungsverhältnisses (pfl icht-,
ir€iwillig versichert) und Zwslg dErgesetzllchen Fen-
tsnverslcherung zur Zeit der Erhebung und in den
lelzt€n zwölf Monatgn davo[ Zahlung von Beiträgen
in der g€setzlichgn Rent€nversich€rung seit dem
't. Januar 1 924

mit €inem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der BevÖlke-
rung:

5. Anzahl der Urlaubs- und E holuogsreisen von lünf
und mehr Tagen: Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
gliedeE Beginn und benutztes V€rkehrsmittel; bsi
Auslandsreisen außerdem: aelland; bei lnlandsrei-
sen außerdem: Art; Zlel; Dauer und Unlarkunltsart

mit einem Auswahlsatz von 0,1 vom Hunded d€r Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmsrkmale werdsn ab 1 985 im
Abstand von zw€i Jahren ertragt:

1. ausgeübter Berul in der ersten und zweiten oder in
der letzten EruEöstätigkeit Merkmale des ausgeÜb-
ten Berufd und d€s Arbeitsplatzes unter besonderer

Berücksichtigung der Anlorderungen des Aöeils-
marktes; Stellung im Betrieb; Berufs- und Betriebs-
wechsel;

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen; Art, Oauer und Abschlu0 der schulischen
und praktischen Berutsausbildung sowie dBr berufli-
chen Forlbildung und Umschulung; Hochschulab-
schluß nech Art und Haupttachrichtung;

3. bei Ausländern: Aufenthaltsdaue( Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder Eltern;

4. Ari und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung derWohnung als Eigentümer, Hauplmieter bder
Unlermiete[ Eigentumswohnung, Frsizsilwohnungi
Einzugsjahr d8s Haushalts: Ausstattung der Woh-
nung mit Küche, Kochäische, Bad ode. Dusch€ und
WC; Art d6r Beheizung und der Heizenergie; Fläche
der gesamten Wohnung; Zahl der Räumg mit sechs
und mehr qm und der davon unteryermieleten od6r
gewerblich genutzlen Räumei Baualtersgruppe;
L€erslehen d€r Wohnung:
bei vemieteten Wohnungen außerdem:
Höhe der monatlichen Miete und dar Nebenkosten;
Ermäßigung oder Wegtall der Miet8; Nutzung als
Dienst-, w€rks-, Beruls- oder Geschättsmietwoh-
nung;
bei Nutzung d€r Wohnung durch den Egentümer
au0erdem:
Art und Jahr des Erueös

mit ein€m Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevölke-
rung.

(3) Folgendo Efiebungsm€rkmalE werden im Ab-
stLnd von drei JahrEn erlregt:
1- bei Erueöstätigen sowls Schülem und Studenten:

GemaindE d€r Arboits- oder Ausbildungsstätls;
hauptsächlich benutzles Verk€hrsmlttel: Entlernung
und Zeitautwand für den Weg zur Aöeits- odsr Aus-
bilduigsstättB

ab '1985 mlt sinem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der
Bevölk€rung;

2. Dau6r €in€r Krankheit odEr Unfallverletzung: Art des
Unlalls; Art und Oauer der Behandlung; Dauer sinor
Aöeitsunlähigkeit: Vorsorge gggsn Krankheiten;
KrankhBitsrisik6n;

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschatt und
Grad dsr Behinderung

ab 1 986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevölk€rung;
4. Art der privaten und betrieblichen Altersvor'sorge,

Höhe der Lebensversicherung nach Versiche,ungs-
summ€nklassen

ab t 986 mit einem Auswahlsatz von O.25 vom Hundert
der 8evölkerung.

§6
Hllfsm€rkmale

(1) Hilfsmerkmale sindr

1. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitgliedei;
2. Telefonnumme[
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(2) Das Hilfsm€rkmal Name der Arbeitsstätte nach
Absatz 1 Nr.5 darl nur zur Überprülung der Zuordnung
d€r EMerbstätigen zum Wirtschattszweig vemendet
werden,

3. Slraße, Hausnummer. LagB der Wohnung im
Gebäude;

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der ArbeitsstättB.

§e
Auskunftspflicht

(1 ) Auskunttspflichtig srnd
'1, zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr 1 bis 4, Abs, a

Nr. t bis 3 und Abs.3 Nr. 1.3 und 4 sowie nach s 6
Abs. 1 Nr. 1 , 3 und 5 alle Volljährigen oder einen eige-
nen Haushalt lührenden Minderjährigen, auch tür
minderjährige Haushaltsmitglieder. Für voljährige
Haushaltsmilgli6der, dle wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskunftgeben können, istjedes andere
auskunttspflichtige Haushaltsmitgtied auskunfts-
ptlichtig. ln Gemeinschafts- und Anstaltsunterkünl-
ten ist tür Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjährigkelt selbst nicht Auskunft
geben können, der L€lter der Einrichtung auskunFts-
pfllchtig. Di€ Auskunftspflicht für Dritte erstreckt sich
auf die Sachverhalte, die dem Auskunftspflichtigen
bekannt sind. Sie entlällt, wenn dle Auskünfte durch
eine Verlrauensperson erleilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs.2 Nr,4 und s 6
Abs. 1 Nr, 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunftspflichtig€n.

(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind lür jede
ausgewählte Wohnung auskunttspflichtig nach Ab-
satz'l Nr. 1 und 2.

(3) Widerspruch und Antechtungsklage gegen die
Autlorderung zur Auskunftserleilung nach Absätzen 1
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung,

(4) Die Ausküntte über das Merkmal Eheschließungs_
jahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowis die Merkmate nach § sAbs.1 Nr.5,Abs.3 Nr.2 und s 6Abs.1 Nr.2sindfrei-
willig.

§ 10
Erhsbungsvordrucka

( l ) Die Erhebungsvordrucka können maschinentes-
bar gestaltet werden. Si6 dürlen keine Frag€n über per-
8önlich6 oder sachllche Verhältnisse enthalten, die über
dle Merkmale nach den s§ 5 und 6 hinausgehen. Den
lnhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach s s
l6gt die Bundesreoierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Di6 in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüber dem lnleruiewer oder
schrittlich beantwortet werden.

(3) D€r Auskunltspllichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthaltenen FragBn gem€insam mit
anderon Haushallsmltgliedem oder für slch allein aul
einem elgenen Bogen beantworten,

, (4) Bel schriftllcher Auskunftserteiluns sind die aus-
g9lüllten E hebungsvordrucks
a) unveuüglich dom lnteryiewer auszuhändigen oder in

verschlossgnem Umschlag zu übergeben oder
b) innorhalb ein6r Woche b€i dor &hebungsstelle abzu-

geben oder dorthin auf Kosten d€s Auskunttspflich-
tlgen zu übarsenden.

Boi Abgabe ln verschlossenem Umschtag sind Vor- und
Famlll€nname, Gemeinde, Straoe und Hausnummer auf
dom Umschlag anzugeben. Bei Ab96be von Erhebungs-
vordruckgn für mehrere Psrsonen eines Haushalts in

§7
Erhebungstsllen

Erh€bungsstell€n für den Mlkroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lnt€rui€wet

(l) Für die Erhebung sollen lnleruiewer eingesetzl
werden. Sle sind von den Erhebungssl€llen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Dle lnterviewerdü116h die aus der lnterviewertätig-
kelt 0ewonnen6n Erkenntnlsse über Auskunft spflich-
tlgc nlcht in anderen VErlahren oder lür anderB Zwecks
voruendgn. Sie sind aul die Wahrung des Slatistikgs
h6lmnisses und zur Gehsimhaltung auch sotcher
Erk6nntnlsse über Auskunttspfl lchtige schritfl ich zu ver-
pfllchten, dio gelegontlich der lntorviewertätigkeit
gewonnen werd6n. Dl€ Verpfllchtung gilt auch nach
Begndigung dor lnteillewertäilgkett.

(3) Dle lnterulower müssen die Gewähr für Zuvertäs-
sigkall und Verschwiegenhslt bleten. Sie düdsn nicht
€ingeselzt wgrdsn
l, in der unmltlslbar€n Näho lhrer Wohnung (Nachbar-

§chalt),
2. wenn aurgrund lhrer berulllch6n Täti9k6it oder aus

andgren Oründon zu besorgan ist. daß &kanntnlsso
aus der lnterylEw6rtätlgkeitzu [rsten der Auskunfts-
ptllchtigsn gonutzt warden.

(4) Die lnt€Nlewer sind verpfllchtet, dte Anweisungan
dtr Ehebungsslsll€n zu befolgen. Bel d€r Ausübung
ihrer lnteryi€w€rtätlok8it haben sich die lnterylaw6r aus-
zwds€fi Wohnungen dürfsn sia nur mlt Zuslimmung
€ings Vedügungsb€rschtigtsn bstr€t6n.

(5) Ole lntervlEwer Bind berochtigl, in dle Erh€bungs-
vordruDko, so*elt sie Voraussetzung ,ür dis ordnungs-
g.mä6e Ourchlührung der lntsrytgwortäflgkoit sind, dto
Angaban über dlE Zahl der Hausha[6 ln der Wohnung
und d6r Pgraonen im Haushalt, das Le3rslehgn der
Wohnung, d€n Vor- und Famillennamon des angetrott€-
nen Auskunttsptllchtigen (§ 6 Abs. I Nr. ,t) sowie die
Hlltsmefkmalo nach § 6 Abs. 1 Nr. g selbst oinzutragsn,
016! glli arch trlr woltero Entragungan in dl6 Erhe-
bungsvordrucks. wsnn und gowelt die Auskunltspfllch-
llgen olnverslandsn slnd.

(O) Dlelnlerui€wer sind übe;lhr6 Fschte und michten
zu b€lehren.
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verschlossenem Umschlag genügen aul dem Umschlag
die Angaben einss auskunttspllichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zu( ordnungsgemäßen Durchführung der lnler-
viewertätigk€it sind dis Angaben nach § 8 Abs.5 Satz 1

aut Verlangen des lnterviewors mündlich, dis Vor- und
Familiennamen der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. I Nr. 1) sowie der Vor- und Familiennamo des
wohnungsinhäbers (§ 6 Abs. 1 Nr.4) mündlich odsr ent-
sprechend Absatz 4 schrittlich mitzutoil€n.

§ 11

Trennung und Löschung
(l) Oie Hilfsmerkmale nach § 6 sind vor der Über-

nahm6 d€r Erhebungsmerkmale aul diE tür die maschi-
nalls Weiterveraöeltung bestimmten Datenträger von
diesen zu trennen und gesondert aufaubgwahr€n.

(2) Die Erhebungsvordrucke einschließlich der Hilfs-
merkmalo sind spätestens vier Jahro nech Durchlüh-
rung dss ,iährlich€n Mlkroz€nsus zu vernichten.

(3) Die Ordnungsnummern slnd mit Ausnahme der
Numm€r d€3 Auswahlbezlrkes zu löschen, sobald die
Zusammenhängg zwlschen Personen und Haushalt
sowie Haushalt uld Wohnung durch Nummern, die
einen Rückgritt aul die Hillsmerkmale und Ordnungs-
nummem ausschligBen, lestgahalten wordBn sind. 0ie
Nummerdes Auswahlbezirks ist nach Abschluß derAul-
bereitung dsr letzten Erhebung nach § 2 Abe. 2 zu
löschEn.

(4) Vor und Familienname sowie Gemeinle, Straße,
Hausnummer der bgfragten Personen dürlen lür die
Ourchführung von Folgeb€fragungen nach § 2 Abs. 2
vemendet werden. Sie dürlen auch als Grundlage lür
die Gewinnung geeigneter Haushalle zur Ourchlührung
d€r Statislik der Wirtschatlsrechnungen privater Haus-
halle herangezogsn werden.

§ 12

Unterrlclrlung

Di6 Auskuntlspfllchtigan sind schrittllch zu unterrich-
ten üb6r
'1. Zweck, Art und Umtang der Bhebunq (§ 1 ),

2. Erhebunos- und Hilfsmerkmalo (§ 3 AbB. I ),
3. die statlstlsche Geheimhaltung,
4. die Auskunftspflichl und die veßchiedensn MÖglich-

keiten, lhr zu Enlsprechgn (g I Abs. I und 2, § 10)
und dle Frglwilligkeit der Auskunftsörleilung (§ 9
Abs.4),

5. dEn AusschluB der aulschi€b€ndsn Wlrkung von
Wid€rspruch und Anfachtungsklaga gegen dls Auf-
torderung zur Auskunftserteilung (§ 9 Abs. 3),

6. Trennung und Löschung (§ 1.1) und

7. Rechte und Pfllchten der lnteryl6wgr (§§ q, 1O
Abs.5).' §13

T€sterhebungen mil fi ciwilli96r' Auskunfbedeilung
(1 ) Zur Prülung, ob in künttigen Mikrozensuserhgbun-

gen ganz oder teilweise auf die Auskunttspllicht v€r-

zichtet werden kann, werden zusälzlich in den Jahren

'985 bis '1987 Testerhebungen mit freiwilliger Aus-
kunftserleilung im Rahmen der Erhebungsmerkmaie
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung durchqelührt.

(2) Den T€sterhebungen sind alternative Verlahren
zugrunde zu legen. Hierbsi düden üb€r dle Hiltsmerk-
mals nach § 6 hinaus weitere nicht p€rsonenbBzogene
Merkmale erlaßl werden, die der Durchführung der
Testerhsbungen einschließllch lhrer methodischen
Auswerlung dienen.

(3) Bel der Festlegung der altornativen Verlahren
nach Absafz 2 und der methodischen Auswerlung der
TestErhsbungen wirkt ein wissenschafllichEr Beirat mit.
Oer Beirat sgtzt sich zusammen aus zwei H@hschul-
lehrem auf d€m Gebiel d€r Statistik und zw€i Verlretern
der Sozialforschung. Der B€iBt wird vom Bund€smini-
sler d€s lnnom aut vorschlag des vorstandes der Deul-

' schen Statistischen Gesellschaft berulen. ole Täligkeit
lm Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Durchlührung der Testerhebungen ein-
schließlich ihror methodisch€n AuswertungEn übermit-
leln die Meldebehörden den Erhebungsstellon auf Ver-
langen die Daten dsr Enwohner, die In den aut der
Grundlage der Zurallsverlahren nach § 2 Abs. I Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:
l. Vor- und Familienname,

2. Tag der Geburl,

3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstard.

(5) Die Merkmal€ nach dBn Absätzen 1 , 2 und 4 sowie
dle bel den Test6rh€bungen zurKennzsichnung statistl-
schEr Zusammenhängg vemendelen Nummem (Ord-
nungsnummem) dürt6n mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hiltsmerkmale nach § e addie lürdis
maschinalls Weiteruerarbeltung bestlmmten Oatenträ-
gEr übgrnommen werden, Ol€ OrdnungsnummErn ein-
schlisBlich der Nummer des Auswahlbezirks und di6
Merkmalo nach Absatz 2 Satz 2 sind. sowsit sie einen
Hückg.ifl aul die Hillsmerkmale Brmöglichen, späte-
stEns Em 3'1. Dezember 1 99O zu löschen.

(6) Di6 Oaten nach Absatz 4 Nr. I und HlllsmarkmalE
nach § 6 6lnd gesondort aufzubewahr€n. Oie Daten und
Hilfsmerkmals sowis dl6 Erhebungsvordrucke sind spä-
lestens ilel Jahrs nach Aufbereitung det letaen Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu untsnichten ist üb€r Zweck, Art und Umfang
der Testerhsbung, dle statistische GBheimhaltung
sowie übar diE Löschung und V€michtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse derTasterhebungen, nach denen ganz
od6r leilwEise aut dle Auskunftspflicht vezichtet wer-
d6n kann, sind unvEzügllch zu berücksichtigen. Di6
Bundesregierung wird emächtlgt, durch Eechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrstes, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, dia Merkmals nach § I
Abs. 4 zu eMeitem,lür di€ die Ausküntlo freiwillig sind.



§ 14

Stichproben€rhebungen üb€r Arbeitsktäftg
in den Europäischen.Gemeinschatlen

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung aul die durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschatten angeordneten
Stichprobenerh€bungen über Arbeitskäft€, sow€it die
Merkmale diesos Gesetzes mit den Merkmalen der
Stlchproboncrhebungen übereinstimmen und sich aus
den Flschtsakt6n der Europälschen Gem€inschaften
nichts anderes ergibt. Oie Merkmale in der Fassung d€s
Artikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Flates vom 1 3. Oezemb€r 1 984 zur Durchlührung einer
Stichprobenerhebung über Aöeitskrätte lm Frühjahr
1 985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/l ) sind auch insoweit,
als sia über die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgestellt.

(2) Soweit Merkmale d€r Stlchprobef,€rhebungen
über Arbeitskräfte dle Me*mals nach Absatz 1 über-
schreitsn, sind die Auskünne freiwllllg. Oie §§ 2 bis I 2
und I 5 finden mit Ausnehm6 der Vorschriftan über die
Auskunttserleilung entsprechende Anwendung.

(3) Oie E h€bungen nach dlesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen I und 2
könn6n b€i den ausgswählten Haushalten und Pgrso-
n€n zur glgichen Zeit mit gameinsamen, sich ergänzen-
d6n Erh6bungsunterlagen durchgelührt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§ ls
Verbot de? R6idonlltizierung

(1 ) Die aul Grund dleses Gesetzes erhobgnen Merk-
male dienen ausschließlich statistischen Zwecken.

2A

(2) Eine Zusammenführung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solchen Merkmalen mit Daten aus
anderen statistisch€n Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der statisti-
schen Aulgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

. § 16
Stlafvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Verbindung mit
§ '14 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2. Merkmate oder
Oaten zusammenlührt. sobatd die Merkmale nach s I 5
Abs. I auf lü( maschinelle Weitervorarbeitung b€-
stimmte Oatenlräger übernommen wordgn sind. wird mit
Freiheitsstrale bis zu einem Jahr oder mit Geldstrale
bestraft.

§ 17

Berlin-Klausel

0ieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 3 Abs. 1 des
Oritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Berlin,
Hechlsvorordnungen, die aul Grund dleses Gesetzes
€rlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 1 4 des
Oritten Uberleitungsgesetzes.

§ 16

lnkrafürslgn

Oieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Durchfüh-
rung einer Bepräsentativstatistik der Bevölkerung und
des Erueöslebens vom 21. Februar 1983 (BGBI. I

S. 201 ) außer Kratt.

Oas vorstehende Gesetz wird hiermil ausgefedigt und
wird im Bundesges€tzblatt verkündet.

Bonn. den 'lO. Juni 1985

0er Bundespräsident
Wsizsäcker

Oer Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Oer Bundesminister des lnnern
. Dr. Zimfretmann
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Veaordnung
zur Durchrührung elner R€präsentativstalistlk über die Bevölkerung und don Arb€itsmaikt

(Mikrozensusverordnung)

Vom 14. Jünl 1985

Aut Grund des s 10 Abs. I satz s des,1*'rglt;rJ 
t'

gssetzss vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S. 955) verordnet
dle Bundesregierung mlt Zustimmung d6s Bundasrales:

§1
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1, 2 und

3 dss Mikroz8nsusgssetz€s wird der lohalt d€r Fragen 2
wie rolgt f€stgelegt: 

2.1

Zu§54b8.1Nr.1
Gemoindsf,ame;

Hauptwohnung; Vorhandenseln ein€r welteren
Wohnung ln der Bundesrepubllk Deutschland
einschließllch Berlin (West);

Zahl dor Haushalte in der Wohnung;

Zahl d€r Personen im Haushalt;

967f)
burg; Marokko; Niederl8nde; NoM6gsn; Öster-
reich: Polsn; Portugal; Schwed€n; Schweiz;
Spani8n; Tschechoslowaksi; Türksl; Tunesien;
Ungarn; Vereinigts Staatsn von Amerika (USA);
übriges Ausland (einschließlich sonstige briti-
scho Staatsangehörigk6it): steatenlos.

Zu§5Ab6,lNr.2
Emerbs- oder Berufstätigkeit in d€r Eerichts-
woche:
regelmäßig; gelegentlich; nicht eruerbs- oder
berufslätig;

2.1.1 Für Erueöstätige:
a) Tätlgkeiti VollzeiU Teilzeit;
b) Grlnd€ für T€ilzeittätigkeit:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Forl-
bildung; KrEnkheil, UnralllolgBn; Vollzeittätig-
keit nicht zu find€n: Vollzeittätigkeil nicht
gewünscht; sonsliges:

c) Arbeitsverlrag: befristet: nicht belristet;
d) Zahl dor normalEmeise ie W6he geleisteten

Arbeitsslundan und -tage; ,

e) Zahl d€r tatsächlich gBlelsteten Aöeitsstun-
den und -taga in der 8€rlchtswoche;

0 Grund tür den Unterschied ilischon talsäch-
lich und normaleru€iss gel€istetorAöeitszeit:
KrEnkheit, Kur, Hoilstätt€nbohandlung: Ar-
beilsschutzbestimmungen, auch Mutt6r-
schatt; Urlaub, Oienstbsfreiung; Aöeitsstrei-
tigkeiten; Schlechlwetlarlage; Kuzarteit;
Aulnahme einer Tätigkeit in der Berichtswo-
che; B$ndigung einsr Täligkeit in der Be
richtswoche: Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geleistet (auch gleilende Aöoitszeit);
Tsilnahmg an Schulausbildung, Aus- und
Forlbildung auBertralb dos Betriebgs; Feler-
tag; sonstigo Gründs bel gerlngerer Arbeits-
zeit; Ausgleich türzu wenig gelelstsle Arbeits-
stunden zu anderenT€rmlnen (auch gleltande
Arb€itszeit); überstunden: sonstlge Gründe
b€l höherer Aöeitszeil:

. s) Stellung lm Ben :

Selbständlger ohne Beschättigte; S€lbständl-
ger mit Beschäftigton: mithelrendar Familien-
angehöriggf Mlthelfendor ln ein6m vom Haus-

chen Betrigb: Beamtar, Flchtgr'; AngestallteE
Aö6iler, Hsimarbeite,: kaufm./lgchn. Auszu-
bildsndsE gsweölich Auszublldender; ZEit-l
Berulssoldat (einschlleßllch BGS und B6rsll-
schaft spollzel); Grundw€hr- und avildlsnstlei-
stendef

h) Wrlschatlszw€lg des Betriebss, d€r FirmE
usw.;

't

1.1

1.2

1.3

1.4

1,5

1.6

1.7

1.8

1.9

1.10

1.1 1

1.12

1.13

1.14

1.15

Angabe
wählten

der Zugehörigkelt der Person zur ausge'
Wohnung:

Angab€ der Zugehörigkeit der Person zum aus-
gewählten Haushalt:

mit derersten Psrson in derErhebungsliste (bzw.
dessen Ehagatte) vetrandt oder verschwägerl:
EhEgatte; (Schwiegsr-) Sohn/-T6hter Enkel,
Urenkel: Vater, Mutler; Großvater, -mutten son-
stlge veruandte oder verschwägerts Person:
nicht vemandt oder v€rschwäEert;

Veränderung des Haushalts seit der letzten
Befragung durch:
Geburl; Zuug; Tod; Forlzug'

BaualtErsgruppg der Wohnung (soweit trstmats
In dle Erhsbung einbezogen):
vor 1972; 1 972 oder spät6[

Geschleht:
männllch: weiblich;

GEburtsJahG

Geburlsmonat:
Januar-Mal; Juni-Dszemb6l;

Famllienstand:

ledig; vErhelratet; veMltwEt; geschleden;

Eheschlleßungsjahr derietzigän bzw. letzten Ehe;

Staatsangohörigkeit (Land):

O6utsch: Algerlen; Belgien; Dänemark; Frank-
reich: Griechenland: Großbritannien und Nordir-
land: lriend (Rep.): ltElien; Jugoslawien; Luxem-
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2.'1.2 Für Personen mit ein€r zweiton Eruerbstätigkeit
zusÄtzllch Angaben zurzweiten Erueöstätigkeit:
a) Stellung lm Beruf:

Selbständlgsr ohne Beschäftigte; Selbstäodi-
ger mit Bsschättigten; mithellonder Familien-
angehörigef Beamter, Rlcht€r AngeslellleE
Arb€lt6r, Helmaö€it6i kaulm./tgchn. Auszu-
bildsndec gewerblich Auszubild€nde( Zelt-l' Berulssoldat (einschlisßlich BGS und Eereit-
schaftspolizsi):

b) Wrtschattszwelg des Betri€bes, dei Firma
USW.;

c) Zahl d€r nomaleeeise i6 Woche geleiststen
Aröeltsstunden und -tage;

d) Zehl der latsächlich gelelsl€tsn Aöeilsstun-
den und -tag€ ln der B€richtswmhe;

2.1.3 Für Arbeltsloss und Aöailssuchende:
a) Bdug von Arteitslosengsld/-hilfo:

arb€itslos mit Art€[sloseng€ld/-hill€; arb€its-
los ohns Arbeltslosengeld/-hilfe: nicht
aö€itslos;

b) Art€ltssucho als Nlchtomeöslätig€r:
nach Entlassung: oig6n€r Kündigung: lreiwilli-

- ger Unlorbrochung: Ubergang in den Ruh+
sland; lonstlgos; nlcht arbeltssuchsnd:

Aöaitssuche als Effi €öslällger
w€gen b€wrgtehenden vedusts od6r Beendl-
Qung d6t gegonwärtlgpn Tätigk€it z. Z. nur
Ub€Eangotätlgkelt; Suche nach 2. Tätigkelti
b€srero Arbollsb€dlngungen gesucht; gonstl-
cBe; nlclrt erb€ltssuchend;

c) Artaltlsuchc (2. Z. bzw. ln den l6l2ten vier
Woch€n) durch:
Art€llramt pdvale V€mlttlun$ Autgab€ von
lnsaralaa; Beweöung au, ln86rat6i dlrekte
Eow6öum[ psrgönllcho Va]Undung; sonsti-
Ooc; Such€ noch nlcht eutoenommsn; Suche
abooschlossen (Art€llsaufnahmo ln Kürze):

d) Art€lllsuche 3elt
wcnlgcr al8 I Monat 1 blt unlsr 3 Monaten;
3 Ur untor 6 ironatsn; yr bls untor I JBhi
I bls unt€r t % Jahren; 1 lä bls untü 2 Jahrsn;
2 und mahr Jahr€n:

s) AIl ('sr g6sucht6n Tätigkeit:
Tätlcksil als solbständlgB[
Tällgk€it ds Arbollnohmer
nuf Vollz€ittätigkeit nui Tollzeltlätigk€it; Voll-

Tailzoltlätlgkeit g€gebcnenlalls Vollzeittälig-
k€it sonsllgos:

0 v€rrilgbar lär elns neue TÄtlgk6it innethalb von
zw6l Wochen:

verrogbal:

nlcht var{ügber w€€gn:

Krankh€lB Ausblldung; noch best€hendsr
Tällgkolu sonallgoa;

2.1,4 Für NichteMerbstätige:
a) FrühereEMeöstätigkeil:

eMerbslätig gewesen; neh nie eMeöstätig
gewesen;

b) Beendlgung d6r früher6n EMerbslätigkeil vor:
wenlger als I Monat; 1 bis unter 3 Monateni 3
bis unter 6 Monaten; r/2 bis unter 1 Jahf I bis
unler I tä Jahroni 1 y, bis unts 2 Jahren: 2 bis
unt€r 3 Jahran; 3 und rehr Jahren:

c) bei Beendlgung einer früheren Tätlgkeit in den
l€tzten drei Jahren:
wichtlgster Grund für dle Bendigung der letz-
ten Tätigkeit:

Entlassung: b€fristetar Arbeitsv€rtrag; Kündi-
gung: Ruhestand voueitig nach Vomhe-
slandsregelung oder Aöeitslosigk€lt Huhe-. stand aus g€sundh€itlichen Gründen; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstlgon Gründ6n;
Wehr-/Zivildi6nst; persönliche Grüode (auch
Studium): sonstig€s;

d) Wirlschattszweig der letzten Tätigkeit;

e) Stellung im Berut der letzteo Tätigkeit:

S€lbständiger ohns B6schäftigte; Selbständl-
gsr mit Beschäftigten; mithellender Familien-
angehörigec Beämter, tllchter; Angestellter:
Aö€iter, Helmaröellei kautm.-/techn. Aus-
zubildender; geweölich Auszubildender;
Zeit-lBerutssoldat (olnschließllch BGS und
Bsreitschattspollzsl); Grundwehr- und Zivil-
dienstleist€ndai

2.2 Für Kindor im Vorschulaltor und für Schüler und
Slud6nten:

Besuch\ion:
Kindergart€n/-hort Grund-, Haupt-, Volksschule:
Feal-/Bsrutsaulöauschule; Gymnasium/Fach-
ob€rschula; lntegi'tertä G€samtschula; Beruts-
fachschulo, Eo.ulsgrundblldungs-, Esrursvoöe
reitungslahr Fachschule; Fachhchschule;
Hochschule; Berursschule.

3 Zu$3Ab..lNt.3
3.f ÜbemiegenderLebensunterhalt:

Erweös-/B€rulstätlgkeit: Aöeitsiosengeld/
-hlllE: Fonte, Pension; Unlerhalt durch Eltarn,
Ehegatte oder anders AngehÖrlg6: elgenes Ver-
mögBn, Vermietung, Zin8sn, Altenleil; Sozlalhille:
sonstlge Unterstützungen (2. B. 8AlÖG);

3.2 Art der öllentlichen Rente, Psnsion, u. ä.:

3.2.1 ersto und ggl. zwelto olgene (Verslcherten-)
Ronl€, Pension u. ä.:

Arbeilen€ntenve6icherung: Knappgchaftliche
RontenveEicherung; Angestelltenrentenversi-
chBrungi öttontllche Pension: KriegsopfEEente;
Unlallversicharung; Renle aus dem Ausland:
übrlge öttsntliche Renls:
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3.2.2

J.J

3.4

erste und ggf. zweite Witwen-, Waisenrente,
-pension u. ä.:

Arbeiterrentenversicherung; Knappschatlliche
Flentenversicherung: Angestelltenrentenversi-
cherung; ötlentlich€ Pension: Kriegsopferente;
Unlallversicherung: Rente aus dem Ausland:
übrig€ öttenllich6 Bente;
Arl der sonsligen ötfentlichen und privaten Ein-
kommen:
Wohngeld: Sozialhilfe; BAIöG: sonstige ötlenlli-
che Unterstützungen:' Bstriebsrente; Allentsil;
eigenes V6rmö9en, Zinsgn; Leislungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung. Verpachlung;
privatE Unterstützungen:

Höhe des monatlichen Nett@inkommens:

unter 300,- DM: 30O,- bis unter 45O,- OMi 450,-
bis unter 600,-OM; 600,- bis uoter 8oo,-OMi
80O,- bis unter 1 0O0,-OM; 10OO,- bis unter
r 20O,-OM; 1 20O.- bis unter 'l 400,-DM;
1 40O,- bis unter 1 60O,-OM; I 600,- bis unt€r
1 800,- DM; 1 80O,- bis unter 2 00O,- DM:
2 000,- bis unter 2 20O,- OM; 2 2OO,- bis unter
2 500,- DM; 2 50O,- bis unt€r 3 O0O,- OM:
3 000,- bis unter 3 5OO,- DM: 3 5OO,- bis unter
4000,-OM; 400o.- bis unter 45oo,-OM;
4 500,- bis untdr 5 O0O,- DM; 5 OO0,- und mehr
OM: alle mithellenden Familienangehörigen bzw.
selbständig€r Landwirt; kein Einkommen,

4 Zu§54b3. 1Nr,4
4,'l Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der der Deutschen Bundesbahn, d€r
Oeutschen Bundesposl und des Bund€sver-
kshrsministeriums), See-Krankenka6se:'ln-
nungskrank€nkasse; Bundesknappschaft; Er-
salzkasso: Landwirtschattliöhe Krankonkasse;
ausländische Krankenkass6 und Sozialversiche
rung BErlin (Ost); private Krankenversicherung;
Anspruch auf Krankenvorsorgung als Sozialhil-
feempfänger, als Krlegsschadenrenlner oder
Empläng8r von Unterhaltshllle aus dem Lasten-
ausgleich, frele H€ilfürsorgs der Polizei, Bundes-
wehr und Zlvildienstleistendeni

4.2 Versichorungsverhältnis:
selbstversicherl:
pflichtv€rsichert fr6iwillig versichert; als Rentner
versicherl; Anspruch aul Krankenversorgung als
Sozialhllf€empläng€r, als KriegsschadEnrentner
oder Emptänger von Unterhaltshilte aus dem
Lastgnausglelch: Heillürsorge der Poliz8i, Bun-

' deswehrundZivildienstleistenden;
mitvssichBrl bei:
PllichtvErsichertem; lreiwillig Verslchertem: als

' RentnerVerslchertem;

4.3 zusätzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz
vorhanden; nicht vorhanden;

4.4 gesetzlicheFlentenversicherung:
4.4.1 in der Berichtsw@h6 ptlichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der KnappF
schaftlichen Rentenvgrslcherung: in der Ange
stelltenrentenverslch€rung; in der Berichtswoch€
nicht pllichtversichert;

4.4.2 in den letzten '12 Monaten vorder Berichtswmho
pflichtversichert:
ln der Arbeitensntenvsrsicherung: in der Knapp,
schattlichen Rentenverslcherung; in der AngF
stslltenrentenversicherung; in den lelzl€ä 12
Monaten vor der Berichtswoch€ nicht pfltchtver-
sichdrt;

4.4.3 in den letzten 'l 2 Monaten vor der Berichlswoche
f reiwillig versichert:
in der Arbeit€rentenverslcherung; in der KnapFF
schaftlichon Flentenvsrsichsrung; in der Ang+
slelltenrenlonversicherung: in d€n letAen 12
Monaten vor d€r Berichtswoche nicht lreiwillig
versichert:

4.4.4 sonstige Zahlung voo Beiträgen seit dem
1. Januar 1924:
in der Arbeiterrentenversicherung; in der knappr
schattlichen Bentenversicherung: in der AngF
st6lltenrentenversicherung; in der Handwerker-
Versicherung; keine sonstig€ Beitragszahlungen.

5 Zu§5Abo.1N?.5
5.1 Urlaubs- und Erholungsreisen von fün, und mehr

Tagen:

. Urlaubs- und Erholungsreisen im Berichtsjahn
gereist; nicht gersist: keine Auskuntt erleilti Zaht
der Urlaubs- und Erholungsreisen:

je Reise:

5.2 Zahl der beteiligten Haushaltsmitgliedei

5.3 Monat des Beiseantritts;
für Reiseantritt in d€n Kalendemonaten iuni bis
SeptembeE
Angabe des Wochenabschnitts:
Montag bis Donnerstag; Freitag bis Sonntag; Rei-
seantritt in der Kalendem@he des Schulferien-' beginns; nicht ln der Kalend€ruoche des Schril-
ferienbeglnns;

5.4 überui€gendb€nutäesVerkehßmittel:
Eisenbahni Bus: Pkw (€igBn und fr€md); Flug-
zeug; sonstigesi

5.5 bei Auslandsreisen zusätzlich: Zi€lland:

5.6 bei lnlandgreisen:

5.6.1 Art der Relse:
Pauschal.oderGesellschaftsreisE (durch Reise.
veranstalter): Kur oder Verschickung; V€ruan+
ten- oder Bgkanntenb€such; sonstige R€ise
(nicht durch Bsis€vsranstalter):



5.6.2

5.6.3

5.6.4

5.0.5

votuiogendes Reisezlel:

Anoaba des Bundoslandes: OOR, Bedin (Ost);

Reisegebi6t:
Nords6: Ostseä: Lüneburge. H€ide; Haz: T€uto
burgor Wald: W€seö€rglan4 Fh6ln vooSonn bis
ßüdesheim; Mosel: Efel/Hunsrück: Sieger-
land/Eggisches LanC Kurl!$3o Wal-
d*k/Sausrland; faunus/W€slsNal4 Sp€s-,
sart/Rhön; Odsnw8lü8ügslE8e/Taub€rgrund:
Schwadal4 Schwäblsch€ Alb: Bodenssg; Vor-
slp€n; Alp€n: Fränklsche Schwely'Fränklsch€r
Jur6./Stslg€Bald: Baydshü Wald/Ob€rpfälz€r
Wald/FEnkonwald/Ficht€lgebirge; übrlge Reii&
gsöiele:

Oaus dtr R6ls6:

5 bis 7 iägr; 8 bls 14 Ta!e: 15 bis 2t Teg€; 22
bis 28 Tsgs; 29 und mohr Tsg€;

üb€rul€gand benutste Unlerkunllsarl:
Hotel, Gasthol, Fmdmhdm, Penslon: Hell-
stätl€, Sanatorium; F€d6F und Erholungsheim;
Privatquartlü geg€n Entg€lt (au8sr aul Beuoß
ho0; Prlvatquadls gegon Brtgalt (aul Baum-
ho0: Prlvstquartlü ohne Entgolt F6rl6nhaus,
Bungalow, Apparlem€nt Camplnoplatz: sonstlgo
Unterkuntt

1 1.5 Oauer einer stationären Behandlung:

I 9js 3 TaSe; über g Tage bis 1 Woche; überI .Wfthe bis 2 Wehen; über 2 Wochen bis
3 wshen; über 3 W@hen: nmh andauernd;

11.6 Aöeltsuntähigkeit:
. och sndauemd; beendet.

12

't2.1

Zu§5Ab8.3Nr.3
Fe3tst€llung einer Minde.ung der ENerbslähig-
kelt du.ch amtlichen Bescheid:
B€scheid des Versorgungssmtes/amilicher
Schwer(kriegs-)beschädigten-. Schwerb€hin-
derlen6u6wels; sonsligea amilicher gescheid
(2. B. Rentenb6cheid, VeBattungs- oder
Gerichtsentscheidung); sowohl Bescheid/Aus-

gest€llt abernch keinen Eescheld; keine amilich lestge
stelll6 Behinderung:

12.2 G@d der amtlich lestgeslellten Minderung der
Eileösfähigkell:
bls 29 %; 30 bls 49 %; 50 bis 59 %: 60 bis 69 %l
70 bis 79 %: 80 bis 89 %; 90 bis 99.%; 1OO oÄ:
nicht bekannt.

r3
13.t

Oie llf{en 6 bis 10 wrden 1$6 nldrt erfngt.

tl Zu § 5 Ab..3 Nr.2
Für dl€ in d6n letstsn 4 W@hen kranken/unfall-

1 1.1 KEnkh€it ods Untallverletzung eines Haushalts-
nltgll€dB ln d6n letä6n vitr Wchen:
k ank untallv€,lotzt nlcht krank bil. unfalver-

I 1.2 Oauer d€r Krankh€it/Unlallvedetzung:
1 bls 3 Tage; ,l Tsge bls 1 WGhe; ob€r I Wehe
bis 2Wch€n; übs.2Wchen Us4W@hen; übd
4 W@hen bls e W@heG über 6 WEhen bis
1 Jahr: üb€r 1 JahE nch andauernd:

Aröeits-/Olonstunrall (ohn6 Weg6unlatl); V€r-
k€hßunlall (elnschll€Bllch Weg€unfalt); häusil-
chtr Un all; Fr€lzeituntall (Spod/Spiet/sonsflge
Fßiz€itb€schättlgung); sonstiger Unlal (ein-

11.4 Ad d6r B€handlung:
in ambulenl€rg€handlung b€in Azl; ln ambulan-
ter Bshandlung im Krank€nhau8; ln stationärer
Kmkenhausbahandlung:

Zu§5Ab!.3Nr.4
Bsi Ang€slellt€n, Aöeitm und Auszubitdenden:
betriebllche Altersvorsorgg:
Ruhägeldzusage des Arbeltgebers, pensions-,
UntectüEungskasse mlt eigenen Beiträgen;
Huh€geldzusage des Aöeitgobeß, pensiän-,
UnteElützungskasse ohn€ eigene Beitrege; Lts
bensversich€ruog durch B€trieb: lreiwililge Hü
her- oderW€iteryersicherung in der gesetzlichen
Renlenveßlcherung; g€mischter TyD: unbekann-
ter Typ: nicht vorhanden; nicht bekannt;

13.2 Höhe eins Lebensveßicherung (ohne Steöe
geldvsrsicherung);
unler 5000.-OM; SOOO,-OM bis unter
10000,-DM; tOO00,- bts unter 2OOOO.-OM;
2OOOO,- bis untor 9OoOO,-OM; 3OOOO,- bisunt6r 50OOO,-OM: 50O0o,- bis unter
1OoOOO,-DM; 10000O,-DM und mehr ketne
Leb€nsversicherung.

. §2
Oiese Verordnung gilt nach s 14 des Driilen überlei-

lungsoesetzes in Veöinduno mit s t6 des Mikrozen-
susgesetzes auch lm Land Berlln,

§3
. Oiess Verordnung lrifl am Tage oach der Verkündung
in Kraft,

Bonn, den 14. Junl 1985

0er Bund6skanzler
Or. Helmut Kohl

D€r Bundesminist6r d€s lnnern
Dr. Zimmermann
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' Erste Verordnung
zur Änderung der Mikrozensusverorclnung

Vom 21. APriL 1986
(BcBr. r s.4r5)

AufgruDd ales § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikr.ozensusgesetzes vom lO. Juii
1985 (BGBI. I S. 955) verorclnet die Bundesregierung Bit ZustiEmung
des Bundesrates:

§1
§ 1 der tllkrozensusverordDung voo 14. Juni 1985 (BGBI. I S. 967) wird
wie folgt geEndert:

l. In Nrmner l.l2 werdlen die Worte'Januar - Mai; Juni - Dezemberi.
durch die worte rJanuar - April, Mai - Dezem.berin ersetzt.

2. In NurDmer ll.6 wirtl der Putrkt an Sndä durch ein Senikolon ersetzt,
und es wirdl folgende Nurtrmer'l 1.7 eingefügt:
'11.7 Vorsorge gegen Krankheiten:

a) Teilnahne an einer Schluckiurpfung gegen Kinderlähmung
( Poliouyelitis ) :
teilgenonment aicht teilgenonmen; nicht bekannt;

b) .Jahr der letzten Söhluckinpfung:
Jahreszahl (letzte zwei Stellen) eintragen.n

§2
Diese Verorclnung gilt nach § t4 des Dritten 0berteitungsgesetzes in
Verbindung nit § 17 ales Mikrozensusgesetzes auch im Land Berlin.

§3
Diese Verordnung tritt a.m Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Auszug aus
Gesetz

über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz - BStatc)

Vom 22. Januar 1987
(BGtsr. r s.4d2 f)

§15
Auskunttsptlicht

(1) Die eine Eundesstatistik anordnende Flechlsvor-
schritl hal festzulegen, ob und in welchem Umtang die
Erhebung mit oder ohne Auskuntlspllichl erlolgeo soll. lsl
eine Auskunltspllichl lestgelegt, sind alle nalürlichen und
juristischen Personen des privaten und öflentlichen
Rechls, Personenvereinigungen. Behörden des Bundes
und der Länder sowie Gemeinden und Gemeindever-
bände zur Beantworlung der ordnungsgemäß geslellten
Fragen verpflichtel.

(2) Die Auskunftsptlicht besleht gegenüber den mit der
Durchlührung der Bundesstatistiken amllich belrauten
Stellen und Personen.

(3) Die Antwon ist wahrheilsgemäß, vollständig und
innerhalb der von den stalislischen Amtern des Bundes
und der Länder gesätzlen Frislen zu erleilen, Bei schritt-
licher Auskunttserleilung ist die Antwod ersl srieilt, wenn
die ordnungsgemäß ausgelüllten Erhebungsvordrucke der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Die Antworl ist, soweit
in einer Flechtsvorschritt nichls anderes beslimmt ist, lür
den Emplänger kosten- und portokei zu orteilen.

(4) Werden Erhebungsbeauttragte eingesetzl, können
die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen
mündlich oder schritllich beanlworlet werden.

(5) ln den Fällen des Absalzes 4 sind bei schritllicher
Auskunttserteilung die ausgelüllten Erhebungsvordrucke
den Erhebungsbeauttragten auszuhändigen oder in ver-
schlossenem Umschlag zu übergeben oder bei der Erhe-
bungsstelle abzugeben oder dorthin zu übersenden.

(6) Widerspruch und Anfrchlungsklage gegen die Aul-
lorderung zur Auskunhserleilung haben keine aulschie-
bende Wrkung.

§ 16

Geheimhaltung
(1 ) Einzelangaben über persönliche und bachliche Ver.

hältnisse, die ltir eine Bundesstatistrk gemachl werden,
sind von den Amtsträgem und lür den öllenllichen Oienst
besonders V€rpllichteten. die mil der Durchlührung von
Bundesstatistiken betraut sind, geheimzuhalten, soweil
durch besondere Rechtsvorschrilt nichls anderes
beslimml isl Oies gill nichl lür

1. Einzelangaben. in deren Übermitttung oder Veröflent-
lichung der Belragte schrifttich eingewilligl hat,

2. Einzelangaben aus altgemein zugängtichen Ouelten,
wenn sie sich aut die in s I S Abs. I genannten öllent
lichen Stellen beziehen, auch soweit eine Auskunfls-
pllichl 4fgrund erner eine Bundesstatistik anordnen_
den Rshlsvorschritt besleht.

3. Einzelangaben, die vom Stalistischen Bundesaml oder
den stalistischen Amtern der Länder mil den Einzel-
angaben anderer Belragler zusammengelaßt und in
slatistischen Ergebnissen dargesteltt sind,

4. Einzelangaben. wenn sie dem Belragten oder Betrofle-
nen nicht zuzuordnen sind.

Dre §§ 93,97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. S in Verbindung mit
§ 105 Abs.1 sowie § 116 Abs. t der Abgabenordäung
vom 15. Mäz 1976 (BGBI. I S.613; 1977 I S.269), zutetzt
geänderl durch Arlikel I des Gesetzes vom 19. Dezember
1985 (BGBI, I S.2436), gelten nicht lür Personen und
Stellen, soweit sie mit der'Ourchlührung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalslatisliken betraut sind.

(2) Die Übemittlung von Einzelangaben zwischen den
mit der Ourchführung einer Bundesstahstik betrauten Per-
sonen und Slellen isl zulässio. soweit dies zur Erstellung
der Bundesslalistik erlorderlich ist.

§23
Bußgeldvorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt. wer vorsätzlich oder lahr-
Iässig entgegen § 15 Abs. 1 Satz 2, Abs.2 und 3 Satz 1

eine Auskuntt nichl, nichl.ichlig, nicht vollsländrg oder
nicht rechlzeitig erteilt.

(2) Ordnungswidrig handell auch. wer enlgegen § 11
Abs. 1 dae Antwoden nicht aul den Erhebungsvordrucken
in der vorgegebenen Fom erteilt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mil einer Geldbuße bis
zu zehntausend Deutsche Mark geahndel werden.
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